
 

 

 

 

 

B e k a n n t m a c h u n g 

 

 

 

des Umlegungsausschusses der Stadt Kempen 

 

Umlegungsverfahren "An der Kreuzkapelle/ St. Töniser Straße“ im Stadtteil Kempen               

 

Der Umlegungsausschuss der Stadt Kempen hat am 20.September 2016 mit Einverständnis 

der betroffenen Rechtsinhaber innerhalb des Umlegungsgebietes "An der Kreuzkapelle/St. 

Töniser Straße“ im Stadtteil Kempen gemäß § 76 des  Baugesetzbuches (BauGB) in der 

Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414) die vorzeitige 

Umlegung der Grundstücke 

 

Gemarkung Kempen     

Flur 18,  

Flurstücke  1135, 1136, 1137, 1138, 1139, 1140, 1141, 1142, 1143, 1144, 1145, 1146, 1147, 

1148, 1149, 1150, 1151, 1152,1153, 1154, 1155, 1156, 1157, 1158, 1159, 1160 ,1161 ,1162, 

1163, 1164, 1165, 1166, 1167, 1168 ,1169, 1170, 1171, 1172, 1173 ,1174, 1175, 1176, 1177, 

1178, 1179, 1180 ,1181, 1182, 1183, 1184, 1185 und 1186 

 

beschlossen. Hierdurch werden die Eigentums- und Besitzverhältnisse an diesen 

Grundstücken geändert. 

 

Dieser Beschluss ist nach Zustellung an die Beteiligten am 28.09.2016  unanfechtbar 

geworden. 

 

Gemäß § 72 BauGB wird mit dem Zeitpunkt dieser Bekanntmachung der bisherige 

Rechtszustand durch den im Beschluss festgesetzten neuen Rechtszustand ersetzt. Zugleich 

schließt diese Bekanntmachung die Einweisung der neuen Eigentümer in den Besitz der 

zugeteilten Flurstücke ein.  

 

Diese Bekanntmachung wird im Amtsblatt des Kreises Viersen in der Ausgabe vom 13. 

Oktober 2016 veröffentlicht. Die Bekanntmachung ist mit Ablauf des 13. Oktober 2016 

vollzogen. 

 

Diese Bekanntmachung kann nur durch Antrag auf gerichtliche Entscheidung angefochten 

werden. Über den Antrag entscheidet das Landgericht Düsseldorf, Kammer für 

Baulandsachen. Der Antrag ist binnen sechs Wochen seit der Bekanntmachung schriftlich 

oder zur Niederschrift bei der Geschäftsstelle des Umlegungsausschusses der Stadt Kempen 

in 47906 Kempen, Bockengasse 2, Zimmer 26 einzureichen. Falls die Frist durch das 

Verschulden eines Bevollmächtigten versäumt werden sollte, würde dessen Verschulden dem 

Bevollmächtigenden zugerechnet werden. 

 

Der Antrag muss den Beschluss bezeichnen, gegen den er sich richtet.  

 



Er soll die Erklärung, inwieweit der Beschluss angefochten wird, und einen bestimmten 

Antrag enthalten. Er soll die Gründe sowie die Tatsachen und Beweismittel angeben, die zur 

Rechtfertigung des Antrages dienen. 

Auf § 222 Abs. 3 des Baugesetzbuches und  § 78 Zivilprozessordnung -ZPO- -

Anwaltszwang- wird hingewiesen. 

 

Kempen, den   29.09.2016 

 

 

 

Der Vorsitzende  

gez. Müller 

 

 


